
C
.  H

IN
W

EISE 

1.
B

odendenkm
äler

Bei Bodeneingriffen können Bodendenkm
äler (kultur- und/oder naturgeschichtliche Bodenfunde, d.h. M

auern, 
alte G

räber, Einzelfunde aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit) 
entdeckt w

erden. D
ie Entdeckungen von Bodendenkm

älern ist der Stadt als U
ntere D

enkm
albehörde und/oder 

dem
 LVR

-Am
t für Bodendenkm

alpflege im
 R

heinland, Außenstelle O
verath, G

ut Eichtal, 51491 O
verath Tel.: 

02206/9030-0, Fax 02206/9030-22 unverzüglich zu m
elden. Bodendenkm

al und Fundstelle sind zunächst un-
verändert zu erhalten (§§ 15 und 16 D

enkm
alschutzgesetz N

W
). D

ie W
eisung des LVR

-Am
tes für Bodendenk-

m
alpflege für den Fortgang der Arbeiten ist abzuw

arten. 

2.
B

odenschutz
Zur Verm

inderung der durch die Baum
aßnahm

en bedingten Beeinträchtigungen des Bodens soll ein schicht-
gerechtes Lagern und W

iedereinbauen der Böden erfolgen und die M
aßnahm

en entsprechend der gesetzli-
chen Vorgaben durchgeführt w

erden.  

D
er bei den Bautätigkeiten anfallende O

berboden (M
ut terboden) ist zu sichern, fachgerecht zw

ischen zu la-
gern und sow

eit m
öglich w

ieder zu verw
enden. Ü

berschüssiger unbelasteter Bodenaushub ist ordnungsge-
m

äß auf einer hierfür genehm
igten Erddeponie zu entsorgen. 

W
erden bei den Baum

aßnahm
en verunreinigte Bodenhorizonte angetroffen, so ist unverzüglich der R

hein-
Sieg-Kreis, Am

t für Technischen U
m

w
eltschutz zu inform

ieren und die w
eitere Vorgehensw

eise abzustim
m

en 
(siehe § 2 Abs. 1 Landesbodenschutzgesetz N

R
W

). G
egebenenfalls sind w

eitergehende U
ntersuchungen zur 

G
efährdungsabschätzung (Entnahm

e von Bodenproben, D
urchführung von chem

ischen Analysen etc.) zu ver-
anlassen. Alle M

aßnahm
en im

 Zusam
m

enhang m
it schädlichen Bodenverunreinigungen sind m

it dem
 Am

t für 
Technischen U

m
w

eltschutz abzustim
m

en. Bei der Entsorgung von Aushubm
aterialien m

it schädlichen Verun-
reinigungen sind insbesondere die abfallrechtlichen Bestim

m
ungen zu beachten. 

3.
G

ew
ässerschutz

D
as Plangebiet liegt innerhalb des geplanten W

asserschutzgebietes Sw
isttal-H

eim
erzheim

-Ludendorf, W
as-

serschutzzone III B des W
asserversorgungsverbandes Euskirchen-Sw

isttal. 
D

ie unterirdische Lagerung w
assergefährdender (fester, flüssiger, löslicher) Stoffe ist generell ausgeschlos-

sen. D
ie oberirdische Lagerung w

assergefährdender (fester, flüssiger und löslicher) Stoffe ist nur in Lagerbe-
hältern und bis zu einem

 G
esam

tvolum
en aller Lagerbehälter in Sum

m
e bis m

axim
al 20.000 I zulässig. Zudem

 
m

üssen Anlagen zur Lagerung w
assergefährdender (fester, flüssiger und löslicher) Stoffe die Anforderungen 

an eine Lagerung im
 W

asserschutzgebiet erfüllen. 
Für das Plangebiet gilt darüber hinaus die M

aßgabe, dass der Einbau von R
ecyclingbaustoffen in den Berei-

chen der geplanten W
asserschutzzone – nach vorhergehender W

asserrechtlicher Erlaubnis – nur unter ver-
siegelten Flächen zulässig ist.  

4 .
A

ltlasten
D

er ehem
alige Fabrikstandort ist im

 Altlasten- u. H
inw

eisflächenkataster des R
hein-Sieg-Kreises als Altstand-

ort nachrichtlich unter der R
egistriernum

m
er 5307-2058-0 erfasst. D

as bisher auf dem
 Standort betriebene 

G
ew

erbe (H
erstellung von Keram

ikartikeln) ist nach allgem
einen Erfahrungen aus Altlastensicht m

it einem
 

geringen G
efährdungspotenzial behaftet.  

Zur W
ahrung der allgem

einen Anforderungen an gesunde W
ohn- und Arbeitsverhältnisse ist sicherzustellen, 

dass nach Fertigstellung der G
ebäude in den verbleibenden unversiegelten Bereichen der N

achw
eis geführt 

w
ird, dass der vorhandene O

berboden die Prüfw
erte für Kinderspielflächen nach Bundesbodenschutz- und 

Altlastenverordnung (BBodSchV) einhält. W
ird Frem

dm
aterial zur H

erstellung einer durchw
urzelbaren Boden-

schicht auf den Freiflächen aufgebracht, sind die Vorsorgew
erte der BBodSchV (U

ntersuchung nach § 12 Abs. 
3 BBodSchV vor dem

 Einbau) einzuhalten. 

W
eiterhin ist der hintere Bereich der Leberstraße / Aachener Straße als Altstandortteilfläche nachrichtlich m

it 
der N

r. 5307/1005-1 im
 Altlasten- und H

inw
eisflächenkataster des R

hein-Sieg-Kreises erfasst w
orden. Bei 

einer Bebauung ist das Am
t für U

m
w

elt- und N
aturschutz, G

rundw
asser und Bodenschutz im

 Baugenehm
i-

gungsverfahren zu beteiligen.  

Satzungsbeschluss

5.
G

rundw
asserschutz

D
ie Entw

ässerung von Baugruben bedarf einer w
asserrechtlichen Erlaubnis. D

er Antrag ist rechtzeitig beim
 

Am
t für U

m
w

elt und N
aturschutz des R

hein-Sieg-Kreises einzureichen. M
it den Baum

aßnahm
en darf erst be-

gonnen w
erden, w

enn die entsprechenden w
asserrechtlichen Bescheide vorliegen. 

Betriebsstörungen und sonstige Vorkom
m

nisse, die erw
arten lassen, dass w

assergefährdende Stoffe in das 
G

rundw
asser gelangen, sind unverzüglich - außerhalb der D

ienstzeiten über die Leitstelle des R
hein-Sieg-

Kreises, Telefon 02241/12060 - dem
 R

hein-Sieg-Kreis anzuzeigen. D
abei sind Art, U

m
fang, O

rt und Zeit des 
Schadensereignisses m

öglichst genau anzugeben. 

6.
B

ergbau
D

as Plangebiet liegt im
 Bereich der durch bergbauliche M

aßnahm
en bedingten G

rundw
asserabsenkungen. 

G
rundsätzlich können G

rundw
asserabsenkungen zu R

ißbildungen in G
ebäuden führen. Aus diesem

 G
rund ist 

im
 R

ahm
en des Baugenehm

igungsverfahrens der G
rundw

asserstand zu prüfen. 

7.
K

am
pfm

ittelbeseitigung
D

er Kam
pfm

ittelbeseitigungsdienst (KBD
) em

pfiehlt für den Bereich eine geophysikalische U
ntersuchung der 

zu überbaubaren Fläche. Sofern es nach 1945 Aufschüttungen gegeben hat, sind diese bis auf das G
elän-

deniveau von 1945 abzuschieben. Zur genauen Festlegung des abzuschiebenden Bereichs und der w
eiteren 

Vorgehensw
eise w

ird um
 Term

inabsprache für einen O
rtsterm

in m
it einem

 M
itarbeiter des KBD

’s gebeten. Für 
R

ückm
eldungen an den Kam

pfm
ittelbeseitigungsdienst N

R
W

 ist das Aktenzeichen 32 23 01/4/2012 zu ver-
w

enden. Erfolgen zusätzliche Erdarbeiten m
it erheblichen m

echanischen Belastungen w
ie R

am
m

arbeiten, 
Pfahlgründungen etc. w

ird eine Sicherheitsdetektion em
pfohlen. D

ie w
eitere Vorgehensw

eise ist dem
 M

erk-
blatt 

unter: 
https://w

w
w

.brd.nrw
.de/ordnung_gefahrenabw

ehr/kam
pfm

ittelbeseitigung/service/_M
erk-

blatt_f__r_Baugrundeingriffe.pdf zu entnehm
en. 

8.
Erdbebenzone

D
as Plangebiet befindet sich in der Erdbebenzone 1 in der U

ntergrundklasse R
, gem

äß der Karte der Erdbe-
benzonen und geologischen U

ntergrundklassen der Bundesrepublik D
eutschland 1:350.000, Bundesland 

N
ordrhein-W

estfalen (Juni 2006); Karte zur D
IN

 4149. In der D
IN

 4149 (Bauten in deutschen Erdbebengebie-
ten, Ausgabe April 2005, zu erw

erben beim
 Beuth-Verlag G

m
bH

, Berlin) sind die entsprechenden bautechni-
schen M

aßnahm
en aufgeführt. 

9.
Schutz vor Einbruch

Zum
 Schutz vor Einbrüchen w

ird bei der Planung von H
ochbaum

aßnahm
en em

pfohlen, alle G
ebäude und 

N
ebenanlagen in Form

 von G
ebäuden an säm

tlichen Zugangsm
öglichkeiten m

it einbruchhem
m

en den Türen, 
Fenstern, Toren und Verschlusssystem

en entsprechend den einschlägigen Em
pfehlungen der krim

inalpolizei-
lichen Beratungsstellen auszustatten. D

ie Polizeidienststellen bieten dazu kostenfreie Beratungsm
öglichkeiten 

an. Ein Kontakt ist telefonisch unter der R
ufnum

m
er 0228/157676 oder per E-m

ail unter Einbruch-
schutz.Bonn@

polizei.nrw
.de m

öglich. 
5.

Stellplätze und G
aragen

Im
 Allgem

einen W
ohngebiet (W

A) gilt: 
G

aragen sow
ie offene und überdachte Stellplätze sind nur innerhalb der überbaubaren G

rundstücksflächen 
sow

ie innerhalb der dafür festgesetzten Flächen zulässig. U
nterirdisch angelegte G

em
einschaftsgaragen sind 

innerhalb und außerhalb der überbaubaren G
rundstücksflächen zulässig. 

Im
 M

ischgebiet (M
I) gilt: 

G
aragen und überdachte Stellplätze sind nur innerhalb der überbaubaren G

rundstücksflächen zulässig. O
f-

fene Stellplätze und unterirdisch angelegte G
em

einschaftsgaragen sind innerhalb und außerhalb der überbau-
baren G

rundstücksflächen zulässig. 

Im
 Allgem

einen W
ohngebiet (W

A) und im
 M

ischgebiet (M
I) gilt: 

Vor G
aragenzufahrten m

uss ein Stauraum
 von m

indestens 5,0 m
 vorhanden sein. Bei unterirdisch angelegten 

G
em

einschaftsgaragen ist die obere Abschlussfläche außerhalb von G
ebäuden und oberirdischen Stellplatz- 

und Erschließungsflächen m
it m

indestens 60 cm
 Pflanzsubstrat abzudecken, intensiv zu begrünen und gärt-

nerisch zu gestalten.  

6.
N

ebenanlagen

N
ebenanlagen nach § 14 (1) und (3) BauN

VO
 sind nur innerhalb der überbaubaren G

rundstücksflächen zuläs-
sig. Außerhalb der Baugrenzen sind ausnahm

sw
eise N

ebenanlagen bis m
axim

al 30 m
³ Bruttoraum

inhalt zu-
lässig. Auf überdachte und nicht überdachte Fahrradabstellplätze ist diese G

rößenbeschränkung nicht anzu-
w

enden. D
ie festgesetzten G

R
Z-H

öchstw
erte sind einzuhalten. 

N
ebenanlagen nach § 9 (1) N

r. 4 BauG
B, m

it dem
 Zw

eck der Bereitstellung von Spiel- Freizeit- und Erho-
lungsflächen sow

ie N
ebenanlagen nach § 14 (2) BauN

VO
, die der Versorgung des G

ebietes m
it Elektrizität, 

G
as, W

ärm
e und W

asser sow
ie zur Ableitung von Abw

asser dienen, sind innerhalb und außerhalb der über-
baubaren G

rundstücksflächen zulässig. 

M
it N

ebenanlagen ist generell ein Abstand von 1,0 m
 zu den Verkehrsflächen besonderer Zw

eckbestim
m

ung 
sow

ie zu den öffentlichen Verkehrsflächen einzuhalten. N
ebenanlagen innerhalb der von der Bebauung frei-

zuhaltenden Flächen (Sichtdreiecke) sind generell unzulässig. 

7.
Flächen, die von der B

ebauung freizuhalten sind und ihre N
utzung

Anpflanzungen innerhalb der festgesetzten Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind (Sichtdreiecke), 
sind nur bis zu einer H

öhe von m
axim

al 0,70 m
 über den angrenzenden Verkehrsflächen zulässig. Bestehende 

Bäum
e sind bis zu einer H

öhe von 2,0 m
 aufzuasten. D

as Lichtraum
profil in dieser H

öhe ist dauerhaft freizu-
halten. 
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V
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V
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In-K
raft-Treten

D
er Beschluss des Bebauungsplanes als Satzung ist am

 __.__.____ ortsüblich bekannt gem
acht w

orden.
Am

 Tage der Bekanntm
achung ist der Bebauungsplan in Kraft getreten.

R
heinbach, den __.__.____

(SIEG
EL) ...............................................

 (Bürgerm
eister)

G
esetzliche G

rundlagen
Baugesetzbuch (BauG

B) i. d. F. der Bekanntm
achung vom

 03. N
ovem

ber 2017 (BG
Bl. l S. 3634).

Baunutzungsverordnung (BauN
VO

) i.d.F. der Bekanntm
achung vom

 21. N
ovem

ber 2017 (BG
Bl. l S. 3786).

Planzeichenverordnung (PlanzV 90) i.d.F. der Bekanntm
achung vom

 18.12.1990 (BG
Bl. I 1991 S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des G

esetzes vom
 

04.05.2017 (BG
Bl. I S. 1057).

Bauordnung für das Land N
ordrhein-W

estfalen (Landesbauordnung 2018 BauO
N

R
W

) i.d.F. der Bekanntm
achung vom

 21.07.2018 (G
V. N

R
W

 S. 421), 
zuletzt geändert durch Artikel 7 des G

esetzes vom
 26.03.2019 (G

V.N
R

W
. S. 193).

Verfahrensverm
erke

Plangrundlage

D
er 

Plangrundlage 
liegt 

der 
Inhalt 

des 
Am

tlichen 
Liegenschaftskataster 

- 
Inform

ationssystem
s 

(ALKIS) 
des 

R
hein-Sieg-Kreises (Stand __.__.____) zugrunde und sie entspricht den Anforderungen des § 1 der Planzeichenver-

  ordnung (PlanZV).

......................., den __.__.____

............................................................(SIEG
EL)

Planzeichnung

Es w
ird bescheinigt, dass die Festlegungen der städtebaulichen Planung geom

etrisch eindeutig sind.

......................, den __.__.____

...........................................................(SIEG
EL)

Planverfasser

D
er 

Entw
urf 

des 
Bebauungsplanes 

w
urde 

vom
 

Planungsbüro 
D

ipl.-Ing. 
U

rsula 
Lanzerath, 

53881 
Eukirchen 

in 
Zusam

m
enarbeit m

it dem
 Fachbereich V, Planung und U

m
w

elt der Stadt R
heinbach erarbeitet.

R
heinbach, den __.__.____

Planverfasser
D

er Bürgerm
eister

..........................................
 im

 Auftrag .....................................................(SIEG
EL)

(Fachbereichsleiterin)

A
ufstellungsbeschluss

D
er R

at der Stadt R
heinbach hat in seiner Sitzung am

 09.07.2018 gem
äß § 2 Abs. 1 BauG

B den Beschluss zur Aufstellung 
des Bebauungsplanes im

 beschleunigten Verfahren gem
äß § 13a BauG

B aufgrund geänderter gesetzlicher Bestim
m

ungen 
erneut gefasst.

D
er erneute Aufstellungsbeschluss des Bebauungsplanes im

 beschleunigten Verfahren w
urde m

it dem
 H

inw
eis, dass das 

Verfahren ohne U
m

w
eltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauG

B durchgeführt w
erden soll, am

 31.07.2019 ortsüblich bekannt 
gem

acht.

R
heinbach, den __.__.____

(SIEG
EL) ...................................................

 (Bürgerm
eister)

Ö
ffentliche A

uslegung

D
er Ausschuss für Stadtentw

icklung: U
m

w
elt, Planung und Verkehr hat in seiner Sitzung am

 03.09.2019 den Entw
urf

des Bebauungsplanes und die Begründung einschließlich der vorliegenden Fachgutachten gebilligt und die öffentliche 
Auslegung sow

ie die Beteiligung der Behörden und Träger sonstiger öffentlicher Belange beschlossen.

R
heinbach, den __.__.____

(SIEG
EL) ......................................................

(Bürgerm
eister)

D
er Entw

urf des Bebauungsplanes, die Begründung und die w
esentlichen vorliegenden um

w
eltbezogenen Stellungnahm

en 
haben gem

äß Beschluss des Ausschusses für Stadtentw
icklung: U

m
w

elt, Planung und Verkehr vom
 03.09.2019  in der Zeit 

vom
 09.10.2019 bis einschl.08.11.2019  gem

. § 3 Abs. 2 BauG
B  i. V. m

. § 13a Abs. 2 N
r. 2 BauG

B
öffentlich ausgelegen. O

rt und D
auer der öffentlichen Auslegung ist am

 30.09.2019 ortsüblich bekannt gem
acht w

orden.

D
ie Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gem

. § 3 Abs. 2 u. § 4 Abs. 2 BauG
B i. V. m

. § 13 Abs. 3 
BauG

B m
it dem

 H
inw

eis, dass von einer U
m

w
eltprüfung abgesehen w

ird, von der öffentlichen Auslegung m
it Schreiben vom

 
30.09.2019 benachrichtigt und beteiligt w

orden.

R
heinbach, den __.__.____

(SIEG
EL).......................................................

(Bürgerm
eister)

Satzungsbeschluss

D
er R

at der Stadt R
heinbach hat diesen Bebauungsplan nach Abw

ägung der eingegangenen Stellungnahm
en in seiner 

Sitzung am
 __.__.____ gem

äß § 10 Abs. 1 BauG
B als Satzung beschlossen.

 R
heinbach, den __.__.____

(SIEG
EL) ...............................................

 (Bürgerm
eister)

 A
usfertigung

 D
er Bebauungsplan w

ird hierm
it als U

rsprungsplan ausgefertigt. (Ausfertigung)

 R
heinbach, den __.__.____

(SIEG
EL) ............................................

 (Bürgerm
eister)

 D
er Bebauungsplan stim

m
t m

it dem
 U

rsprungsplan und den darauf verzeichneten Verm
erken überein (D

uplikat).

 R
heinbach, den __.__.____

(SIEG
EL) ...............................................

 (Bürgerm
eister)

Frühzeitige B
eteiligung der Ö

ffentlichkeit

D
ie 

frühzeitige 
Beteiligung der 

Ö
ffentlichkeit ist gem

. § 3 Abs. 1 BauG
B  

nach Beschluss 
des 

Ausschusses für 
Stadtentw

icklung: 
U

m
w

elt, 
Planung 

und 
Verkehr 

der 
Stadt 

R
heinbach 

19.06.2018 
durch 

öffentlichen 
Aushang 

des 
Planentw

urfs und Auslegung der vorliegenden Fachgutachten vom
 15.08.2018 bis 14.09.2018 durchgeführt w

orden.

Zusätzlich fand am
 30.08.2018 im

 Foyer des R
athauses eine Inform

ationsveranstaltung für die interessierte Ö
ffentlichkeit 

statt.

D
ie von der Planung betroffenen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind frühzeitig m

it Schreiben vom
 

31.07.2018 gem
. § 4 Abs. 1 BauG

B beteiligt w
orden.

R
heinbach, den __.__._____

 (SIEG
EL) ........................................ ....................
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H

N
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m
axim
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s
. 1

 N
r. 1
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B III - LP
B

 IV
 Lärm
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172.00

171.94
172.40

172.26

171.98

Abgrenzung unterschiedlicher Festsetzungen 

B
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heinbach N
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etteler-
straße, K

eram
ikerstraße und A

achener S
traße  

A
. 

PLA
N

U
N

G
SR

EC
H

TLIC
H

E FESTSETZU
N

G
EN

 

R
echtliche G

rundlagen für die Aufstellung des Bebauungsplanes / Bebauungsplanänderung sind das Bauge-
setzbuch (BauG

B) i. d. F. der Bekanntm
achung vom

 03.11.2017 (BG
Bl. I S. 3634), die Baunutzungsverord-

nung (BauN
VO

) i.d.F. der Bekanntm
achung vom

 21.11.2017 (BG
Bl. I S. 3786), die Planzeichenverordnung 

(PlanzV 90) i.d.F. der Bekanntm
achung vom

 18.12.1990 (BG
Bl. 11991 S. 58) die zuletzt durch Artikel 3 des 

G
esetzes vom

 04.05.2017 (BG
Bl. I S. 1057) geändert w

orden ist, die Bauordnung für das Land N
ordrhein-

W
estfalen (Landesbauordnung  2018 - BauO

 N
R

W
), i.d.F. der Bekanntm

achung vom
 21.07.2018 (G

V. N
R

W
. 

S. 421), zuletzt geändert durch Artikel 7 des G
esetzes vom

 26.03.2019 (G
V. N

R
W

 S. 193) und das Lan-
desw

assergesetz für das Land N
ordrhein-W

estfalen (LW
G

 N
R

W
) vom

 16.07.2016 (G
V. N

R
W

 2016 S. 559) 
jew

eils in der zum
 Zeitpunkt der öffentlichen Auslegung gültigen Fassung.  

H
inw

eis: 
D

ie nachfolgenden Festsetzungen und H
inw

eise zum
 Bebauungsplan R

heinbach N
r. 4 „Peppenhovener 

Straße“, 2. Änderung, Bereich Leberstraße, Kettelerstraße, Keram
ikerstraße und Aachener Straße gelten für 

den gesam
ten G

eltungsbereich der 2. Änderung des Bebauungsplans. D
ie rechtskräftigen Festsetzungen und 

H
inw

eise zum
 Bebauungsplan R

heinbach N
r. 4 „Peppenhovener Straße“, w

elche nicht als Bestandteil der 2. 
Änderung m

it übernom
m

en w
urden, w

erden dem
entsprechend aufgehoben und treten som

it für den G
eltungs-

bereich dieses Bebauungsplans nach R
echtskraft der 2. Änderung des Bebauungsplans R

heinbach N
r. 4 

„Peppenhovener Straße“, Bereich Leberstraße, Kettelerstraße, Keram
ikerstraße und Aachener Straße außer 

Kraft. 

1.
A

rt der baulichen N
utzung

1.1 A
llgem

eines W
ohngebiet (W

A
) 

(1) 
Zulässig sind: 
D

ie nach § 4 (2) BauN
VO

 genannten allgem
ein zulässigen N

utzungen: 
N

r. 1.  W
ohngebäude, 

N
r. 2.  die der Versorgung des G

ebietes dienenden Läden, Schank- und Speisew
irtschaften sow

ie nicht-
störende H

andw
erksbetriebe, 

N
r. 3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zw

ecke. 

(2) 
Ausnahm

sw
eise zulässig sind gem

. § 1 (5) BauN
VO

: 
D

ie nach § 4 (3) BauN
VO

 ausnahm
sw

eise zulässigen N
utzungen: 

N
r. 1.  Betriebe des Beherbergungsgew

erbes,  
N

r. 2.  sonstige nicht störende G
ew

erbebetriebe.  

(3) 
U

nzulässig sind gem
. § 1 (6) N

r. 1 BauN
VO

: 
D

ie in § 4 (3) BauN
VO

 genannten ausnahm
sw

eise zulässigen N
utzungen: 

N
r. 3.  Anlagen für Verw

altungen, 
N

r. 4.  G
artenbaubetriebe,  

N
r. 5.  Tankstellen. 

1.2  M
ischgebiet (M

l) 

(1)  Zulässig sind: 
D

ie nach § 6 (2) BauN
VO

 genannten allgem
ein zulässigen N

utzungen: 
N

r. 1.  W
ohngebäude, 

N
r. 2.  G

eschäfts- und Bürogebäude, 
N

r. 3.  Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisew
irtschaften sow

ie Betriebe des Beherbergungsge-
w

erbes, 
N

r. 4. Sonstige G
ew

erbebetriebe, 
N

r. 5. Anlagen für Verw
altungen sow

ie kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 
Zw

ecke. 

(2)   U
nzulässig sind gem

. § 1 (5) BauN
VO

: 
D

ie in § 6 (2) BauN
VO

 genannten allgem
ein zulässigen N

utzungen: 
N

r. 6.  G
artenbaubetriebe,  

N
r. 7.  Tankstellen,  

N
r. 8.  Vergnügungsstätten im

 Sinne des § 4a Absatz 3 N
um

m
er 2 in den Teilen des G

ebiets, die über-
w

iegend durch gew
erbliche N

utzungen geprägt sind. 

(3) 
G

em
äß § 1 (5) BauN

VO
 sind zudem

 folgende bestim
m

te Arten der allgem
ein zulässigen N

utzungen 
nicht Bestandteil des Bebauungsplans: 
-  

Anlagen und Betriebe, die gew
erblich betriebenen sexuellen D

ienstleistungen und D
arbietungen 

dienen 
-  

Sexshops 
-  

Spiel- und Autom
atenhallen 

-  
Selbständige W

erbeanlagen 

(4) 
D

ie nach § 6 (3) BauN
VO

 ausnahm
sw

eise zulässige N
utzung (Vergnügungsstätten im

 Sinne des § 4a (3) 
N

r. 2. BauN
VO

 außerhalb der in § 6 (2) N
r. 8 BauN

VO
 bezeichneten Teile des G

ebiets ist gem
. § 1 (6) 

N
r. 1. BauN

VO
 nicht Bestandteil des Bebauungsplans. 

2.
M

aß der baulichen N
utzung

2.1  G
rundflächenzahl (G

R
Z) 

Im
 Allgem

einen W
ohngebiet gilt: 

D
ie G

rundflächenzahl (G
R

Z) beträgt 0,45. 

D
ie zulässige G

rundflächenzahl (G
R

Z) darf durch die G
rundflächen von oberirdischen G

aragen und offenen 
sow

ie überdachten Stellplätzen einschließlich deren Zufahrten sow
ie m

it N
ebenanlagen gem

. § 19 (4) 
BauN

VO
 bis zu einer G

R
Z von insgesam

t 0,6 überschritten w
erden. 

D
ie zulässige G

rundflächenzahl (G
R

Z) von 0,45 darf durch die G
rundflächen baulicher Anlagen unterhalb der 

G
eländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut w

ird, gem
. § 19 (4) BauN

VO
 i. V. m

 § 17 
(2) BauN

VO
 bis zu einer G

rundflächenzahl von insgesam
t 0,8 überschritten w

erden. Im
 W

A* entspricht die 
G

eländeoberkante der festgesetzten Bezugshöhe. 

Im
 M

ischgebiet (M
l) gilt: 

D
ie G

rundflächenzahl (G
R

Z) beträgt: 0,6 

D
ie zulässige G

rundflächenzahl (G
R

Z) von 0,6 darf durch die G
rundflächen von oberirdischen G

aragen und 
offenen sow

ie überdachten Stellplätzen einschließlich deren Zufahrten sow
ie m

it N
ebenanlagen gem

. § 19 (4) 
BauN

VO
 bis zu einer G

R
Z von insgesam

t 0,8 überschritten w
erden. G

leiches gilt für bauliche Anlagen unter-
halb der G

eländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut w
ird. 

2.2  H
öhe der baulichen A

nlagen 

Siehe Planeinschrieb 

D
ie m

axim
al zulässige G

ebäudehöhe w
ird in M

etern über N
orm

alhöhennull (m
N

H
N

) festgesetzt. D
ie m

axim
al 

zulässige H
öhe des G

ebäudes ist bei Satteldächern und W
alm

dächern gleich dem
 Schnittpunkt der D

achhaut-
oberkanten (höchster Punkt des G

ebäudes, First -FH
).  

Bei Flachdächern bestim
m

t sich die m
axim

al zulässige H
öhe des G

ebäudes durch die Attikahöhe (AH
). D

ie 
Attikahöhe 1 (AH

1) bestim
m

t die m
axim

al zulässige H
öhe bis zu der die O

berkante des Attikaabschlusses des 
letzten zulässigen Vollgeschosses errichtet w

erden darf. N
icht-Vollgeschosse, die über dem

 letzten zulässigen 
Vollgeschoss errichtet w

erden, m
üssen zu jeder Seite des darunter liegenden G

eschosses - m
it Ausnahm

e 
der Treppenhäuser – um

 m
indestens 1,0 m

 zurückspringen. D
ie Attikahöhe 2 (AH

2) bestim
m

t die m
axim

al 
zulässige O

berkante des Attikaabschlusses des N
icht-Vollgeschosses. 

D
ie m

axim
al zulässige First- und Attikahöhe gilt für die gesam

te G
ebäudelänge. D

ie jew
eiligen m

axim
alen 

First- und Attikahöhen im
 Allgem

einen W
ohngebiet (W

A) und im
 M

ischgebiet (M
l) sind dem

 Planeinschrieb zu 
entnehm

en. 

D
ie m

axim
al zulässige First- und Attikahöhe darf für technische Aufbauten w

ie Aufzüge, Schornsteine, Anlagen 
zur Luftreinhaltung, Klim

aanlagen, untergeordnete D
achaufbauten u. ä. ausnahm

sw
eise um

 m
axim

al 1,0 m
 

überschritten w
erden, sofern diese um

 m
indestens 1,0 m

 von allen Außenkanten des G
ebäudes zurückver-

setzt angeordnet sind. D
ie jew

eiligen Ausnahm
en sind auf die sich aus im

m
issionsschutzrechtlichen G

ründen 
ergebende technisch notw

endige H
öhe zu beschränken.  

Bei Flachdächern (FD
) darf die m

axim
al zulässige Attikahöhe (AH

) m
it Anlagen zur G

ew
innung von Solarener-

gie um
 m

axim
al 1,0 m

 überschritten w
erden, sofern diese Anlagen um

 1,0 m
 von allen G

ebäudeaußenkanten 
zurückversetzt angeordnet sind. Eine Ü

berschreitung der jew
eiligen G

ebäudehöhe m
it Anlagen zur G

ew
in-

nung von Solarenergie ist bei Satteldächern (SD
) und W

alm
dächern (W

D
) nicht zulässig. 

Bezugshöhen: 
G

em
äß § 9 Abs. 3 BauG

B und § 2 Abs. 4 BauO
N

R
W

 w
erden in den G

ebieten W
A*, die im

 zeichnerischen Teil 
dieses Bebauungsplans festgesetzten Bezugshöhen (BH

) / (Bezugshöhenangaben 171,7 m
N

H
N

 bis 173,4 
m

N
H

N
) als O

berkante der G
eländeoberfläche festgesetzt. D

ie Bezugshöhe (BH
) ist für die Bem

essung der 
Abstandsfläche heranzuziehen. 

2.3 Zahl der Vollgeschosse 

siehe Planeinschrieb 

II - III: 
D

ie Anzahl der zulässigen Vollgeschosse beträgt m
indestens 2 bis m

axim
al 3 

II - IV: 
D

ie Anzahl der zulässigen Vollgeschosse beträgt m
indestens 2 bis m

axim
al 4 

III: 
D

ie Anzahl der zulässigen Vollgeschosse beträgt m
axim

al 3 
 II   : 

D
ie Anzahl der zulässigen Vollgeschosse beträgt zw

ingend 2 

3.
B

auw
eise

siehe Planeinschrieb: 

g: 
Es gilt die geschlossene Bauw

eise.   
o: 

Es gilt die offene Bauw
eise. Zulässig sind Einzelhäuser, D

oppelhäuser und H
ausgruppen. 

4.
Ü

berbaubare und nicht überbaubare G
rundstücksflächen

siehe Planeinschrieb: 

D
ie überbaubaren G

rundstücksflächen sind in allen Baugebieten durch Baugrenzen bzw
. Baulinien bestim

m
t.  

D
ie Ü

berschreitung der Baugrenzen ist im
 R

ahm
en der R

egelungen des § 6 (6) N
r. 1 und N

r. 3 BauO
N

R
W

 
i.V. m

. § 23 (3) BauN
VO

 allgem
ein zulässig. Entlang der öffentlichen Verkehrsflächen besonderer Zw

eckbe-
stim

m
ung sow

ie der öffentlichen Verkehrsflächen innerhalb des G
eltungsbereichs dieses Bebauungsplans ist 

eine Ü
berschreitung der Baugrenzen im

 R
ahm

en der R
egelungen des § 6 (6) N

r. 2 BauO
N

R
W

 i. V. m
. § 23 

(3) BauN
VO

 nicht zulässig.  

8.
B

auliche und sonstige technische Vorkehrungen zum
 Schutz vor schädlichen U

m
w

elteinw
irkun-

 
gen und sonstigen G

efahren im
 Sinne des B

undesim
m

issionsschutzgesetzes § 9 (1) N
r. 24 B

auG
B

 

Bei der Errichtung und Änderung von G
ebäuden sind die Außenbauteile (d.h. Fenster, Außenw

ände und D
ach-

flächen) schutzbedürftiger R
äum

e m
indestens gem

äß den Anforderungen nach D
IN

 4109-1 „Schallschutz im
 

H
ochbau – Teil 1: M

indestanforderungen“ Januar 2018, Kapitel 7 (D
IN

 4109-1: 2018-01) auszubilden. D
ie 

dafür m
aßgeblichen Lärm

pegelbereiche sind in der nachstehenden Lärm
karte dargestellt und die zugehörigen 

m
aßgeblichen Außenlärm

pegel sind aus der Tabelle ersichtlich.  

H
inw

eis: 
D

a innerhalb des G
eltungsbereiches der 2. Änderung des Bebauungsplanes R

heinbach N
r. 4 „Peppenhovener 

Straße“, Bereich Leberstraße, Kettelerstraße, Keram
ikerstraße und Aachener Straße die D

ifferenz Tag m
inus 

N
acht im

 südlichen Bereich nur leicht unter 10 dB, aber im
 übrigen Plangebiet nahezu bei 10 dB liegt, - w

ird 
auch im

 Sinne der Lärm
vorsorge - generell von der Lärm

belastung zur N
achtzeit bei der Auslegung der Schall-

schutzm
aßnahm

en für Außenbauteile schutzbedürftiger R
äum

e ausgegangen.  

D
ie nachstehende Lärm

karte sow
ie die Planzeichnung zeigt die m

aßgeblichen Außenlärm
pegel in dB(A) für 

schutzbedürftige R
äum

e und für R
äum

e, die überw
iegend zum

 Schlafen genutzt w
erden.  

D
ie Einhaltung der Anforderungen ist sicherzustellen und nach D

IN
 4109 (Januar 2018) nachzuw

eisen. 

T
a

b
e

lle
: 

Zuordnung zw
ischen Lärm

pegelbereichen und m
aßgeblichen A

ußenlärm
pegeln ge-

m
äß D

IN
 4109-1 (2018-1)

Spalte 

Zeile 

1 

Lärm
pegelbereich 

2 

M
aßgeblicher A

ußenlärm
pe-

gel L
a  in dB

 

1 
I 

55 

2 
II 

60 

3 
III 

65 

4 
IV 

70 

5 
V 

75 

6 
VI 

80 

7 
VII 

>80 

F
ür m

aß
gebliche A

uß
enlärm

pege
l L

a  >
 80 dB

 sind die
 A

nforderungen aufgrund der örtlich
en G

ege-
benheiten fe

stzulegen. 

Es können Ausnahm
en von dieser Festsetzung zugelassen w

erden, sow
eit nachgew

iesen w
ird, dass – insbe-

sondere an gegenüber den Lärm
quellen abgeschirm

ten oder den Lärm
quellen abgew

andten G
ebäudeteilen – 

geringere m
aßgebliche A

ußenlärm
pegel vorliegen. D

ie Anforderungen an die Schalldäm
m

ung der Außenbau-
teile sind dann entsprechend den Vorgaben der D

IN
 4109-1: 2018-01 (B

euth-Verlag, Januar 2018) zu redu-
zieren.  

In schutzbedürftigen R
äum

en (Aufenthaltsräum
e in W

ohnungen, Ü
bernachtungsräum

e in Beherbergungsstät-
ten, U

nterrichtsräum
e o.ä.) sind ab dem

 Lärm
pegelbereich IV

 zw
ingend fensterunabhängige m

echanische, 
schallgedäm

m
te Lüftungen einzubauen oder bauliche M

aßnahm
en vorzusehen, die eine ausreichende Belüf-

tung bei E
inhaltung der Anforderungen an die Schalldäm

m
ung sicherstellen. Es können Ausnahm

en von die-
ser Festsetzung zugelassen w

erden, w
enn ein Einzelnachw

eis m
it einer Einhaltung der O

rientierungsw
erte für 

jedes Fenster geführt w
ird.  

9.
Flächen für A

ufschüttungen

Aufschüttungen entlang der G
rundstücksgrenzen sind bis zu m

axim
al 1,0 m

 gegenüber dem
 vorgefundenen 

natürlichen G
elände zum

 Zeitpunkt der Planaufstellung dieses Bebauungsplans allgem
ein zulässig. 

10.Führung von oberirdischen oder unterirdischen Versorgungsanlagen und -leitungen

N
iederspannungsleitungen sow

ie säm
tliche der Versorgung des G

ebiets dienenden Versorgungsleitungen sind im
 

gesam
ten Plangebiet in unterirdischer Bauw

eise zu verlegen. 

11.Versorgungsflächen

Innerhalb der festgesetzten Versorgungsflächen m
it der Zw

eckbestim
m

ung: Elektrizität ist die Errichtung von 
Anlagen zur Versorgung m

it elektrischer Energie / Trafostation zulässig.  

12.M
aßnahm

en zum
 Schutz, zur Pflege und zur Entw

icklung von B
oden, N

atur und Landschaft

U
m

 den artenschutzrechtlichen Vorgaben R
echnung zu tragen, w

erden R
odungen von vorhandenen Bäum

en und 
Sträuchern 

innerhalb 
des 

G
eltungsbereichs 

dieses 
Bebauungsplans 

entsprechend 
den 

Vorgaben 
des 

Bundesnaturschutzgesetzes 
(BN

atSchG
) im

 
Zeitraum

 vom
 

1. M
ärz 

bis 
zum

 30. Septem
ber grundsätzlich 

planungsrechtlich ausgeschlossen. U
m

 Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 BN
atSchG

 auch im
 Falle von 

R
odungen innerhalb des v. g. Zeitraum

s auszuschließen, ist hierfür eine U
m

w
eltbaubegleitung durch eine 

fachkundige Person im
 Auftrag des jew

eiligen Vorhabenträgers erforderlich. U
m

 Verbotstatbestände nach § 44 
Abs. 1 N

r. 1, 2 und 3 BN
atSchG

 im
 Falle von Abbruchm

aßnahm
en auszuschließen, ist hierfür gleicherm

aßen eine 
U

m
w

eltbaubegleitung im
 Vorfeld von Abbruchm

aßnahm
en durch eine fachkundige Person im

 Auftrag des 
jew

eiligen Vorhabenträgers erforderlich. W
erden im

 R
ahm

en der U
m

w
eltbaubegleitung streng oder besonders 

geschützte Tierarten nachgew
iesen, so sind die R

odungsarbeiten um
gehend zu unterbrechen und das w

eitere 
Vorgehen kurzfristig m

it der U
nteren Landschaftsbehörde abzustim

m
en. D

ie Vorgaben zur Einhaltung der 
zusätzlich zu berücksichtigenden R

egelungen des § 39 Abs. 5 BN
atSchG

, sow
ie des Art. 5 der EU

-Vogelschutz-
R

ichtlinie sichern eine Ü
bereinstim

m
ung der Festsetzung m

it den entsprechenden übergeordneten gesetzlichen 
Bestim

m
ungen. 

13.Flächen zum
 A

npflanzen von B
äum

en, Sträuchern und sonstigen B
epflanzungen

Flächenhaftes Pflanzgebot pfg 1 
Innerhalb der festgesetzten flächenhaften Pflanzgebotsflächen (pfg 1) sind Schnitthecken (z.B. H

ainbuche, 
Liguster, Lorbeer) anzupflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. D

ie H
öhe der H

ecken ist bis m
axim

al 1,0 
m

 zulässig. 

Flächenhaftes Pflanzgebot pfg 2 
Innerhalb der festgesetzten flächenhaften Pflanzgebotsflächen (pfg 2) sind Schnitthecken (z.B. H

ainbuche, 
Liguster, Lorbeer) anzupflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. D

ie H
öhe der H

ecken ist bis 1,8 m
 zulässig. 

Pflanzgebot Einzelbäum
e PG

 1 
An den im

 zeichnerischen Teil des Bebauungsplans festgesetzten Standorten sind standortgerechte, heim
i-

sche Bäum
e gem

äß der nachstehenden Pflanzliste 1 zu pflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten.  

Pflanzliste 1 
Q

ualität: m
ind. H

ochstam
m

, 3 x verpflanzt, m
it Ballen, Stam

m
um

fang 18 - 20 cm
 

Acer platanoides `C
olum

nare Typ Ley I´(Spitzahorn) 
Acer platanoides `C

olum
nare Typ Ley II´(Spitzahorn) 

C
arpinus betulus `Frans Fontaine´(H

ainbuche) 
Liquidam

bar styraciflua `Paarl´(Am
berbaum

) 
Liriodendron tulipifera `Fastigiatum

´(Tulpenbaum
) 

Q
uercus palustris `G

reen Pillar´(Sum
pf-Eiche) 

Q
uercus robur `Fastigiata´(Stiel-Eiche) 

G
inkgo biloba `Fastigiata Blagon´(G

inkgo) 

Pflanzgebot Einzelbäum
e PG

 2 
An den im

 zeichnerischen Teil des Bebauungsplans festgesetzten Standorten innerhalb der Verkehrsflächen 
sind standortgerechte, heim

ische Bäum
e gem

äß der nachstehenden Pflanzliste 2 zu pflanzen, zu pflegen und 
dauerhaft zu erhalten. D

ie Standorte können aus erschließungstechnischen G
ründen um

 bis zu 1,0 m
 ver-

schoben w
erden. 

Pflanzliste 2 
Q

ualität: m
ind. H

ochstam
m

, 3 x verpflanzt, m
it Ballen, Stam

m
um

fang 16 - 18 cm
 

C
arpinus betulus `Frans Fontaine´(H

ainbuche) 
Liquidam

bar styraciflua `Paarl´(Am
berbaum

) 
Liriodendron tulipifera `Fastigiatum

´(Tulpenbaum
) 

Q
uercus palustris `G

reen Pillar´(Sum
pf-Eiche) 

Q
uercus robur `Fastigiata´(Stiel-Eiche) 

G
inkgo biloba `Fastigiata Blagon´(G

inkgo) 

14.H
öhenlage baulicher A

nlagen

D
ie O

berkante des Erdgeschossfertigfußbodens (EFH
) m

uss m
indestens 0,15 m

 und darf m
axim

al 0,5 m
 über 

der O
berkante der zugeordneten öffentlichen Verkehrsfläche oder der öffentlichen Verkehrsfläche besonderer 

Zw
eckbestim

m
ung m

it ihrer jew
eiligen H

öhe liegen.  
Ausnahm

en können zugelassen w
erden, w

enn G
rundstücke, für die im

 Bebauungsplan H
öhen-Bezugspunkte 

(BH
) angegeben sind, höher als im

 M
ittel 0,5 m

 über den zugeordneten öffentlichen Verkehrsflächen oder über 
den öffentlichen Verkehrsflächen besonderer Zw

eckbestim
m

ung m
it deren jew

eiligen Bezugshöhe liegen.  

B
. 

Ö
R

TLIC
H

E B
A

U
VO

R
SC

H
R

IFTEN
 

1.
Ä

ußere G
estaltung baulicher A

nlagen

1.1 D
achform

 und D
achneigung 

siehe Planeinschrieb 
D

ie D
ächer von H

auptgebäuden sind in Form
 von Satteldächern (SD

) und W
alm

dächern (W
D

) m
it einer D

ach-
neigung von 30 bis 45° und in Form

 von Flachdächern (FD
) m

it einer N
eigung bis einschließlich 6° zulässig.  

H
auptgebäude 

D
oppelhäuser und H

ausgruppen sind m
it einheitlicher D

achform
 auszuführen. 

G
aragen und überdachte Stellplätze: 

D
ie D

ächer von G
aragen und überdachten Stellplätzen (C

arports) sind nur in Form
 von Flachdächern m

it einer 
N

eigung bis einschließlich 6° zulässig. 

1.2 D
achdeckung 

H
auptgebäude: 

D
ie Anlage extensiver D

achbegrünungen bei Satteldächern (SD
) und W

alm
dächern (W

D
) ist zulässig. Flach-

dächer (FD
) m

it einer D
achneigung bis einschließlich 6° sind m

it einem
 Flächenanteil von m

indestens 50 %
 

ihrer D
achfläche extensiv zu begrünen. Extensive D

achbegrünungen sind m
it einer Schichtstärke von m

indes-
tens 6 cm

 auszuführen. Ansonsten sind nur rote, rotbraune, braune, graue und anthrazitfarbene Ziegel und 
D

acheindeckungselem
ente in m

atter Ausführung zulässig. Ausgenom
m

en davon sind Anlagen zur solaren 
Energiegew

innung. 

D
ächer von D

oppelhäusern und H
ausgruppen sind m

it einheitlicher D
achdeckung auszuführen. 

G
aragen und überdachte Stellplätze: 

Flachdächer von G
aragen und überdachten Stellplätzen (D

achneigung bis einschließlich 6°) sind extensiv 
oder intensiv zu begrünen, sofern sie nicht als Terrasse genutzt w

erden. Extensive D
achbegrünungen sind m

it 
einer Schichtstärke von m

indestens 6 cm
 auszuführen. 

U
nbeschichtete kupfer-, zink- oder bleigedeckte D

ächer sind innerhalb des G
eltungsbereichs des Bebauungs-

plans unzulässig. 

1.3  D
achaufbauten, D

acheinschnitte 

Für Satteldächer und W
alm

dächer von H
auptgebäuden gilt: 

Anlagen zur solaren Energiegew
innung sind in Ihrer Anordnung nur parallel zu den D

achflächen zulässig. 
D

achaufbauten sind bis zu einer m
axim

alen auch additiven Länge von 60%
 der zugehörigen H

auptdachlänge 
zulässig. D

er Abstand zur G
iebelw

and darf 1,25 m
 nicht unterschreiten. D

er obere D
achanschluss m

uss m
in-

destens 1,0 m
 unterhalb des H

auptdachfirstes liegen (horizontal gem
essen). D

acheinschnitte sind ausschließ-
l ich nur auf den von den öffentlichen Verkehrsflächen und auf den von den öffentlichen Verkehrsflächen be-
sonderer Zw

eckbestim
m

ung abgew
andten D

achflächen zulässig.  

Für Flachdächer (D
achneigung bis einschließlich 6°) gilt: 

Aufständerungen für Anlagen zur solaren Energiegew
innung sind unter Einhaltung des Pkt. 2.2, Abschnitt A 

(Planungsrechtliche Festsetzungen), dieses Bebauungsplans zulässig. 
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1.4  A
ußenantennen und Satelliten-Em

pfangsanlagen 

D
ie Anordnung von S

atelliten-Em
pfangsanlagen ist ausschließlich auf der D

achfläche von H
auptgebäuden 

zulässig. D
iese A

nlagen sind dabei der Farbgebung der entsprechenden D
achfarbe an Ihrem

 A
nbringungsort 

anzupassen. D
ie O

berkante dieser Anlagen darf die jew
eilige D

achhautoberkante (Firstlinie) bei S
atteldächern 

und W
alm

dächern nicht übersteigen. Außenantennen sind generell unzulässig. 

1.5 Fassadengestaltung 

U
nzulässig sind: 

- 
Fassadenverkleidungen aus Bitum

en- und K
unststoffm

aterial, 
- 

Fassadenverkleidungen aus fluoreszierenden M
aterialien, 

- 
Fassadenverkleidungen von m

ehr als 30 %
 der jew

eiligen A
nsichtsflächen m

it polierten N
atur-, K

unststein- 
und Keram

ikplatten sow
ie N

atur- und Kunststeinim
itationen. 

Bei der Fassadengestaltung sind die V
erw

endung von grellen Farben (z.B
. N

eonfarben), fluoreszierenden 
Farben, Volltonfarben und schw

arzer Farbe sow
ie die V

erw
endung glänzender O

berflächen (m
it A

usnahm
e 

von G
las), unzulässig. 

2.
A

nforderungen an die G
estaltung und N

utzung der unbebauten Flächen der bebauten G
rund- 

 
stücke 

2.1 G
estaltung und N

utzung der unbebauten Flächen der bebauten G
rundstücke 

Alle nicht überbaubaren, nicht über- und unterbauten sow
ie durch Zufahrten und Stellplätze nicht befestigten 

G
rundstücksflächen sind in unversiegelter Form

 anzulegen, zu begrünen, zu bepflanzen, w
asseraufnahm

e-
fähig zu belassen und dauerhaft zu pflegen.  

Standorte für M
üllbehälter sind so anzuordnen, dass sie von den angrenzenden öffentlichen Verkehrsflächen 

und von den öffentlichen Verkehrsflächen besonderer Zw
eckbestim

m
ung nicht eingesehen w

erden können.  

Außerhalb von G
ebäuden sind die Standorte für freistehende M

ülltonnen auf m
indestens drei Seiten dicht zu 

bepflanzen und die vierte Seite bis auf einen höchstens 1,20 m
 breiten Zugang abzuschirm

en. D
ie den öffent-

lichen Verkehrsflächen und den öffentlichen Verkehrsflächen besonderer Zw
eckbestim

m
ung zugew

andten 
Seiten sind dabei in jedem

 Falle dicht zu bepflanzen. G
leiches gilt bei der Aufstellung von M

ülltonnenschrän-
ken.  

2.2 B
efestigung der privaten Erschließungsflächen 

D
ie Befestigungen der privaten Erschließungsflächen (oberirdische Stellplätze, H

ofbereiche, G
aragenvor-

plätze und W
ege) sind in w

asserdurchlässiger Bauw
eise herzustellen.   

2.3 W
erbeanlagen 

W
erbeanlagen sind genehm

igungspflichtig. Ausgenom
m

en  sind H
aus- und Büroschilder im

 Erdgeschossbe-
reich, die flach an der W

and anliegen und eine G
röße von 0,40 m

 X 0,40 m
 nicht überschreiten. 

W
erbeanlagen und H

inw
eisschilder sind nur an der Stätte der Leistung zulässig. Freistehende W

erbeanlagen 
sind nicht zulässig. W

erbeanlagen m
üssen so gestaltet sein, dass sie die G

liederung des G
ebäudes erkennen 

lassen, an dem
 sie befestigt sind. Je N

utzungseinheit ist m
axim

al eine Einzelw
erbeanlage zulässig. Zu G

e-
bäudeenden ist m

it W
erbeanlagen sow

ie m
it H

aus- und Büroschildern ein Abstand von m
indestens 0,5 m

 
einzuhalten. 

Im
 Ü

bergangsbereich zw
ischen dem

 Erdgeschoss und dem
 1. O

bergeschoss bis zur Brüstungshöhe der Fens-
ter sind horizontale W

erbeanlagen bis zu einer m
axim

alen H
öhe von 0,8 m

 zulässig, sow
eit die vertikale G

lie-
derung der Baukörper nicht beeinträchtigt w

ird. W
erbeanlagen, die senkrecht zur Außenw

and angebracht sind 
(senkrechte W

erbeanlagen), w
ie z.B. Aufsteck- und N

asentransparente, sind nur zw
ischen O

berkante der 
Erdgeschossdecke und der halben Fensterhöhe des 1. O

bergeschosses zulässig. D
ie Aufstellung von Auto-

m
aten ist unzulässig. 

W
erbeanlagen, die durch aufdringliche Farbgebung oder nicht m

aßgerechte Form
 das O

rts- und Straßenbild 
beeinträchtigen, sind nicht zulässig. W

erbeanlagen m
it Lichtprojektionstechnik, Laufschrift, m

it w
echselndem

 
oder sich bew

egenden Licht oder m
it sich bew

egenden Konstruktionen sow
ie Fahnentransparente und Spann-

bänder m
it W

erbung sind ebenfalls nicht zulässig. 

10.Energiesparm
aßnahm

en
Zur Einsparung von E

nergie und zur M
inim

ierung der Schadstoffbelastung der U
m

w
elt sind die Bauvorhaben 

so zu planen und auszuführen, dass auf D
auer ein m

öglichst geringer Energiebedarf besteht. D
ie N

utzung 
regenerativer Energien durch den Einbau von Solarkollektoren, photovoltaischen Anlagen und W

ärm
epum

pen 
zur Brauchw

assererw
ärm

ung und Energieerzeugung sollte vorrangig sein. D
ie aktive S

olarenergienutzung soll 
durch Aufbringung von Solaranlagen auf südorientierten D

achflächen m
it einfachen, für die Anbringung geeig-

neter Form
 und N

eigung erfolgen. Zur passiven Solarenergienutzung soll durch den B
au kom

pakter G
ebäude 

und durch entstehende Ausrichtung der Fassaden W
ärm

everlust verhindert w
erden. A

uf die „V
erordnung über 

energiesparenden W
ärm

eschutz und energiesparende Anlagentechnik bei G
ebäuden (Energiesparverord-

nung - EnE
V)" sow

ie das E
rneuerbare-Energien-W

ärm
egesetz (E

EW
ärm

eG
) in der jew

eils gültigen Fassung 
w

ird verw
iesen. D

ie W
erte der E

nergiesparverordnung sollten m
öglichst unterschritten und der P

assivhaus-
Standard m

öglichst erreicht w
erden. Beratung und w

eitere Inform
ationen zur N

utzung alternativer E
nergien 

sind bei der S
tadt R

heinbach erhältlich. 

11.R
ichtfunktrassen

An das P
langebiet grenzen vier R

ichtfunkverbindungen der Telefónica G
m

bH
 & C

o. O
H

G
 an und zw

ei führen 
hindurch. U

m
 m

ögliche Beeinträchtigungen der Funkverbindungen zu verm
eiden, sind Bauvorhaben bzw

. 
technische Anlagen w

ie z.B
. Baukräne, A

ntennen etc. m
it einer H

öhe von m
ehr als 15 m

 über G
rund m

it den 
Betreibern der R

ichtfunktrassen abzustim
m

en. 

12.N
iederschlagsw

asser
Innerhalb der privaten G

rundstücksflächen soll zur W
asserrückhaltung und Brauchw

assernutzung die Anlage 
von Zisternen o.ä. zur S

am
m

lung des nicht schädlich verunreinigten N
iederschlagw

assers vorgesehen w
er-

den. Zur E
ntlastung der Kanalisation durch starken O

berflächenabfluss und zur Verringerung der nachfolgen-
den G

ew
ässerbelastung w

ird em
pfohlen, M

aßnahm
en zur N

iederschlagsw
assersam

m
lung und -nutzung (z.B. 

Anlage von Einstaudächern, G
ründächern, Sam

m
lung von N

iederschlagsw
asser zur B

ew
ässerung o.ä.) vor-

zusehen. 

13.D
IN

-Vorschriften und sonstige R
egelw

erke
D

IN
-Vorschriften und sonstige außerstaatliche R

egelw
erke, auf die in der Bebauungsplanurkunde verw

iesen 
w

ird, finden jew
eils in der bei Erlass dieser Satzung geltenden Fassung Anw

endung. S
ie w

erden in der Stadt-
verw

altung R
heinbach, Schw

eigelstraße 23, 53359 R
heinbach, w

ährend der Ö
ffnungszeiten zur Einsicht-

nahm
e bereitgehalten. 

3.
Einfriedungen

Einfriedungen außerhalb der festgesetzten Pflanzgebote sind ausschließlich in Form
 sichtdurchlässiger M

ate-
rialien sow

ie in Form
 laubtragender H

ecken zulässig. Entlang der öffentlichen Verkehrsflächen und der V
er-

kehrsflächen besonderer Zw
eckbestim

m
ung sind Einfriedungen in Form

 sichtdurchlässiger M
aterialien zusätz-

lich höhengleich innerhalb der privaten G
rundstücksflächen in Form

 von laubtragenden H
ecken zu hinterpflan-

zen. D
ie m

axim
al zulässige H

öhe von Einfriedungen entlang der öffentlichen Verkehrsflächen und der V
er-

kehrsflächen besonderer Zw
eckbestim

m
ung beträgt 0,90 m

, ausgenom
m

en des flächenhaften P
flanzgebotes 

pfg 1. Im
 Bereich der festgesetzten Flächen für Versorgungsanlagen m

it der Zw
eckbestim

m
ung Elektrizität 

(Trafostation) sind Einfriedungen auch zu den öffentlichen V
erkehrsflächen bis zu einer H

öhe von 1,80 m
 als 

Zaun in Verbindung m
it dem

 festgesetzten flächenhaften P
flanzgebot pfg 2 zulässig.  

Einfriedungen entlang der übrigen G
rundstücksgrenzen außerhalb der festgesetzten Pflanzgebote sind bis 

m
axim

al 1,80 m
 zulässig.  
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